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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 10 ® 


Tag Inhalt: Seite 
ie! ę / . ee 37 
2. 2. 1939 Verordnung zur Durchführung der Hinterlegungsordnung 


29 Hinterlegungsordnung 
Vom 2. Februar 1939. 


Auf Grund des $ 1 Ziffer 25, 30 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) ſowie des die Geltungsdauer dieſes Geſetzes ver⸗ 
längernden Geſetzes vom 5. Mai 1937 (G. Bl. S. 358 a) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Beſtimmungen 
8 1 
(1) Die Hinterlegungsgeihäfte werden von Hinterlegungsſtellen und Hinterlegungskaſſen wahrge⸗ 
nommen. 
(2) Die Aufgaben der Hinterlegungsſtellen werden den Amtsgerichten übertragen. 
(3) Die Aufgaben der Hinterlegungskaſſen werden den Kaſſen der Juſtizverwaltung übertragen. 


82 
Die Geſchäfte der Hinterlegungsſtelle werden von dem Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle wahr⸗ 
genommen. Der Urkundsbeamte der Geſchäftsſtelle ſoll Angelegenheiten von rechtlicher Schwierigkeit 
dem Richter zur Entſcheidung vorlegen. 
8 3 
(1) Beſchwerden gegen die Entſcheidungen der Hinterlegungsſtellen werden im Aufſichtsweg er⸗ 
ledigt. Wird die Anderung einer Entſcheidung des Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle verlangt, ſo ent⸗ 
ſcheidet, wenn dieſer dem Verlangen nicht entſpricht, der Richter; die Beſchwerde iſt erſt gegen die 
Entſcheidung des Richters gegeben. 
(2) Über die Beſchwerde entſcheidet der Gerichtspräſident. 
(3) Die Entſcheidung des Gerichtspräſidenten kann im Auflichtsweg nicht angefochten werden. 
(4) Iſt durch die Entſcheidung des Gerichtspräſidenten ein Antrag auf Herausgabe abgelehnt 
worden, ſo kann gegen den Staat Klage auf Herausgabe im ordentlichen Rechtsweg erhoben werden. 
Für die Klage iſt ohne Rüdjiht auf den Wert des Streitgegenſtandes das Landgericht zuſtändig. 


8 4 
Die Hinterlegungsſtelle kann eine bei ihr anhängige Sache aus wichtigen Gründen an eine andere 
Hinterlegungsſtelle abgeben, wenn dieſe zur Übernahme bereit iſt. Einigen ſich die Stellen nicht, ſo ent⸗ 
ſcheidet der Gerichtspräſident. 
Zweiter Abſchnitt 
Annahme 
8 5 
Zur Hinterlegung werden Geld, Wertpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſtbarkeiten ange⸗ 
nommen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 3. 1939.) 
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8 6 
Die Annahme zur Hinterlegung bedarf einer Verfügung der Hinterlegungsſtelle. Die Verfügung 
ergeht: a | 5 
1. auf Antrag des Hinterlegers, wenn er die Tatſachen angibt, welche die Hinterlegung recht⸗ 
fertigen, oder wenn er nachweist, daß er durch Entſcheidung oder Anordnung der zuſtän⸗ 
digen Behörde zur Hinterlegung für berechtigt oder verpflichtet erklärt iſt, 
2. auf Erſuchen der zuſtändigen Behörde. 8 


Dritter Abſchnitt 
Verwaltung der Hinterlegungsmaſſe 
8 7 
(1) Geſetzliche und geſetzlich zugelaſſene Zahlungsmittel gehen in das Eigentum des Staates über. 
(2) Andere Zahlungsmittel werden unverändert aufbewahrt. Sie können mit Zuſtimmung der 
Beteiligten in geſetzliche oder geſetzlich zugelaſſene Zahlungsmittel umgewechſelt werden. Der Reinerlös 
geht in das Eigentum des Staates über. 
8 8 
Geld, das in das Eigentum des Staates übergegangen iſt, wird nach folgenden Beſtimmungen 
verzinſt: 

1. Die Zinſen werden nach Kalendermonaten berechnet. Ihr Lauf beginnt mit dem erſten Tage 
des auf die Einzahlung folgenden Monats und endigt mit dem Ablauf des Monats, der 
dem Tage der Auszahlungsverfügung vorhergeht. Sie werden jeweils mit dem Ablauf des 
Kalenderjahrs oder, wenn das Geld vorher herausgegeben wird, mit der Herausgabe 
fällig. 

2. Den Zinsſatz beſtimmt der Senat. 

3. Beträge unter 100 Gulden, Pfennigbeträge und Zinſen werden nicht verzinſt. 


8 9 
(1) Wertpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſtbarkeiten werden unverändert aufbewahrt. 
(2) Die Hinterlegungsſtelle iſt berechtigt, durch einen Sachverſtändigen den Wert von Koſtbar⸗ 
keiten abſchätzen oder ihre Beſchaffenheit feſtſtellen zu laſſen. Die Koſten trägt der Hinterleger. 


8 10 
(1) Während der Hinterlegung werden folgende Gef chäfte beſorgt: 

1. Die Einlöſung von Wertpapieren, die ausgeloſt, gekündigt oder aus einem anderen Grunde 
fällig ſind, ſowie der Umtauſch, die Abſtempelung oder dergleichen bei Wertpapieren, die 
hierzu aufgerufen ſind: iſt die Einlöſung neben anderen Möglichkeiten vorgeſehen, ſo wird 
die Einlöſung beſorgt; iſt ein Spitzenbetrag vorhanden, deſſen Umtauſch oder dergleichen 
nicht möglich iſt, ſo kann die Hinterlegungsſtelle ſeine beſtmögliche Verwertung anordnen; 

2. die Einlöſung fälliger Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine; 

3. die Beſchaffung von neuen Zins⸗ und Gewinnanteilſcheinen ſowie von Erneuerungsſcheinen 
dazu. 

Iſt die Beſorgung eines Geſchäfts nach Nr. 1 oder Nr. 2 bei ausländiſchen Wertpapieren mit unver⸗ 
hältnismäßigen Schwierigkeiten oder Koſten verbunden, To kann die Hinterlegungsſtelle ſtatt deſſen die 
beſtmögliche Verwertung anordnen. 

(2) Die bezeichneten Geſchäfte werden jedoch nur beſorgt: 

1. wenn die Notwendigkeit zu ihrer Vornahme aus dem Staatsanzeiger für die Freie Stadt 
Danzig oder der vom Senat beſtimmten Verloſungstabelle hervorgeht oder 

2. wenn die Notwendigkeit zu ihrer Vornahme aus den Wertpapieren ſelbſt hervorgeht oder 

3. wenn ein Beteiligter die Vornahme eines dieſer Geſchäfte beantragt und die Vorausſetzungen 
für die Vornahme dargetan hat. 

Die Hinterlegungsſtelle kann gleichwohl anordnen, daß die Beſorgung der Geſchäfte unterbleibt, wenn 
beſondere Bedenken entgegenitehen; in dieſem Fall hat ſie die Perſonen, die zur Zeit der Anordnung 
an der Hinterlegung beteiligt ſind, hiervon alsbald zu benachrichtigen, ſoweit dies ohne unverhältnis⸗ 
mäßige Schwierigkeiten möglich iſt. 

8) Die Hinterlegungsſtelle kann auf Antrag eines Beteiligten 

1. eine von Abſ. 1 abweichende Regelung treffen, . 

2. anordnen, daß bei Wertpapieren weitere Geſchäfte beſorgt werden, wenn ein befonderes 
Bedürfnis hierfür hervorgetreten iſt, 
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3. anordnen, daß hinterlegtes Geld zum Anlauf von Wertpapieren verwendet wird. 
Sie hat vorher die übrigen Beteiligten zu hören, ſoweit dies ohne unverhältnismäßige Schwierigleilen, 
möglich iſt. 0 a 
8 11 

Iſt zur Befreiung eines Schuldners von ſeiner Verbindlichkeit hinterlegt, jo ſoll die Hinterlegungs⸗ 
ſtelle den Schuldner unter Bezugnahme auf 8 382 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu dem Nachweis auf— 
fordern, daß und wann der Gläubiger die im § 374 Abſ. 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorge— 
ſchriebene Anzeige von der Hinterlegung empfangen hat. Führt der Schuldner den Nachweis nicht inner- 
halb von drei Monaten nach der Aufforderung, ſo iſt die Hinterlegungsſtelle ermächtigt, in ſeinem Namen 
und auf ſeine Koſten dem Gläubiger die Anzeige zu machen; die Aufforderung muß einen Hinweis auf 
dieſe Rechtsfolge enthalten. 


Vierter Abſchnitt 
Herausgabe 
8 12 
Die Herausgabe bedarf einer Verfügung der Hinterlegungsſtelle. 


8 13 
(1) Die Verfügung ergeht auf Antrag, wenn die Berechtigung des Empfängers nachgewieſen iſt. 
(2) Der Nachweis iſt namentlich als geführt anzuſehen: 

1. wenn die Beteiligten die Herausgabe an den Empfänger ſchriftlich oder zur Niederſchrift 
der Hinterlegungsſtelle, eines Gerichts oder eines Urkundsbeamten der Geſchäftsſtelle be- 
willigt oder ſeine Empfangsberechtigung in gleicher Weiſe anerkannt haben; 

2. wenn die Berechtigung des Empfängers durch rechtskräftige Entſcheidung mit Wirkung gegen 
die Beteiligten oder gegen den Staat feſtgeſtellt iſt. 

Aus einem nachher entſtandenen Grunde kann auch in dieſen Fällen die Berechtigung beanſtandet 
werden. : 
| 1 08114 

(1) Iſt die für den Nachweis der Empfangsberechtigung weſentliche Erklärung eines Beteiligten 
ſchriftlich abgegeben, ſo kann die Hinterlegungsſtelle verlangen, daß die Echtheit der Unterſchrift durch 
eine zur Führung eines öffentlichen Siegels berechtigte Perſon unter Beidrückung ihres Siegels oder 
Stempels beſcheinigt wird; ſie kann auch verlangen, daß die Unterſchrift öffentlich beglaubigt wird. 

(2) Das gleiche gilt, wenn eine Vollmachtsurkunde eingereicht wird. 


8 15 

(1) Die Verfügung ergeht ferner, wenn die zuſtändige Behörde um Herausgabe an ſie ſelbſt oder 
an eine von ihr bezeichnete Stelle oder Perſon erſucht. Geht das Erſuchen von dem Senat aus, ſo 
iſt die Zuſtändigkeit von der Hinterlegungsſtelle nicht zu prüfen. Das gleiche gilt, wenn das Erſuchen 
von einem Danziger Gericht ausgeht. 

(2) Ergibt ſich gegen die Berechtigung des Empfängers ein Bedenken, das die erſuchende Be⸗ 
hörde nicht berückſichtigt hat, ſo iſt es ihr mitzuteilen; die Verfügung iſt auszuſetzen. Hält die Behörde 
ihr Erſuchen gleichwohl aufrecht, ſo iſt ihm ſtattzugeben. 


8 16 

(1) Iſt ein Antrag auf Herausgabe geſtellt, To kann die Hinterlegungsſtelle Beteiligten, welche die 
Herausgabe nicht bewilligt, auch die Empfangsberechtigung nicht anerkannt haben, eine Friſt von min⸗ 
deſtens zwei Wochen ſetzen, binnen deren ſie ihr die Erhebung der Klage wegen ihrer Anſprüche 
nachzuweiſen haben. Sie ſoll jedoch von dieſer Möglichkeit nur Gebrauch machen, wenn es unbillig 
wäre, von dem Antragſteller weitere Nachweiſe zu verlangen. 5 

(2) Die Beſtimmung der Friſt iſt dem, der die Herausgabe beantragt hat, und den Perſonen, 
an die ſie ſich richtet, nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung über die Zuſtellung von Amts wegen 
bekanntzugeben. Sie unterliegt der Beſchwerde, die binnen zwei Wochen ſeit dem Zeitpunkt der Zu⸗ 
ſtellung bei der Hinterlegungsſtelle oder dem Gerichtspräſidenten einzulegen iſt. Die Hinterlegungsſtelle 
hat die Beſchwerde dem Gerichtspräſidenten vorzulegen; zu einer Anderung ihrer Entſcheidung iſt ſie 
nicht befugt. 

(3) Die Entſcheidung des Gerichtspräſidenten iſt nach Abſ. 2 Satz 1 bekanntzugeben. Eine weitere 
Beſchwerde iſt nicht zuläſſig. a | ep ” a N 
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(4) Eine verſpätet eingelegte Beſchwerde kann, ſolange noch nicht herausgegeben iſt, von dem Ge⸗ 
richtspräſidenten zugelaſſen werden. 

(5) Die Friſt nach Abſ. 1 beginnt mit der Rechtskraft der ſie beſtimmenden Verfügung. Nach 
Ablauf dieſer Friſt gilt die Herausgabe als bewilligt, wenn nicht inzwiſchen der Hinterlegungsſtelle die 
Erhebung der Klage nachgewieſen iſt. 

8 17 

Der Staat iſt nicht verpflichtet, die Hinterlegungsmaſſe an einem anderen Ort als dem Sitz der 

Hinterlegungsſtelle herauszugeben. 
§ 18 

Nach der Herausgabe kann der Staat nur auf Grund der Vorſchriften über die Haftung für 

Amtspflichtverletzungen der Juſtizbeamten in Anſpruch genommen werden. 


Fünfter Abſchnitt 
Erlöſchen des Anſpruchs auf Herausgabe 
8 19 
(1) In den Fällen des $ 382, des 8 1171 Abſ. 3 und des 8 1269 Satz 3 des Bürgerlichen Ge— 
ſetzbuchs erliſcht der Anſpruch auf Herausgabe mit dem Ablauf von einunddreißig Jahren, wenn nicht 
zu dieſem Zeitpunkt ein begründeter Antrag auf Herausgabe vorliegt. 
(2) Die einunddreißigjährige Friſt beginnt: 

1. im Fall des $ 382 mit dem Zeitpunkt, in dem der Gläubiger die Anzeige von der Hinter— 
legung empfangen hat, oder, falls die Anzeige untunlich war und deshalb unterblieben iſt, 
mit der Hinterlegung; 

2. in den Fällen des § 1171 Abſ. 3 und des § 1269 Satz 3 mit dem Erlaß des Urteils, 
durch das der Gläubiger mit ſeinem Recht ausgeſchloſſen iſt; das Gericht hat das Aus⸗ 
ſchlußurteil der Hinterlegungsſtelle mitzuteilen. 


8 20 

In den Fällen des $ 117 Abſ. 2 und der 88 120, 121, 124, 126 des Geſetzes über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung erliſcht der Anſpruch auf Herausgabe mit dem Ablauf von ein⸗ 
unddreißig Jahren, wenn nicht zu dieſem Zeitpunkt ein begründeter Antrag auf Herausgabe vorliegt. 
Die Friſt beginnt mit der Hinterlegung, in den Fällen der 88 120, 121 mit dem Zeitpunkt, in dem 
die Bedingung eingetreten iſt, unter der hinterlegt iſt. Kann der Eintritt der Bedingung nicht ermittelt 
werden, ſo beginnt die Friſt mit dem Ablauf von zehn Jahren ſeit der Hinterlegung oder, wenn die 
Bedingung erſt in einem ſpäteren Zeitpunkt eintreten konnte, mit dem Ablauf von zehn Jahren ſeit 
dieſem Zeitpunkt. 

8 21 

(1) In den übrigen Fällen erliſcht der Anſpruch auf Herausgabe mit dem Ablauf von dreißig 
Jahren nach der Hinterlegung, wenn nicht zu dieſem Zeitpunkt ein begründeter Antrag auf Herausgabe 
vorliegt. 

(2) Bei Hinterlegungen auf Grund der 88 1814, 1818 (88 1667, 1686, 1915) des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs müſſen außerdem zwanzig Jahre ſeit dem Zeitpunkt abgelaufen ſein, in dem die elterliche 
Gewalt, die Vormundſchaft oder Pflegſchaft beendigt iſt. In den Fällen der Abweſenheitspflegſchaft 
genügt der Ablauf der im Abi. 1 beſtimmten Friſt. 

(3) Bei Hinterlegungen in Stiftungsſachen findet Abſ. 1 keine Anwendung, ſolange der Senat nicht 
ein anderes beſtimmt hat. 

8 22 ö 

Hat ein Beteiligter in den Fällen des 8 21 innerhalb der Friſt angezeigt und nachgewieſen, daß 
die Veranlaſſung zur Hinterlegung fortbeſteht, ſo beginnt die Friſt mit dem Zeitpunkt, in dem die 
Anzeige eingegangen iſt, von neuem. 

8 23 
Mit dem Erlöſchen des Anſpruchs auf Herausgabe verfällt die Hinterlegungsmaſſe dem Staat. 


Sechſter Abſchnitt 
Koſten 


8 24 
(1) Bei der Hinterlegung von Wertpapieren, ſonſtigen Urkunden, Koſtbarkeiten und von unver⸗ 
ändert aufzubewahrenden Zahlungsmitteln (8 7 Abſ. 2 Satz 1) wird eine Gebühr erhoben. 


(2) Die Gebühr beträgt für jede angefangenen ſechs Monate: ü 5 
1. bei einer Hinterlegung von Anleihen oder Schatzanweiſungen der Freien Stadt Danzig für 
jede angefangenen eintauſend Gulden des Werts. 25 Pfennig: 
2. bei einer Hinterlegung von anderen Wertpapieren, Koſtbarkeiten und von unverändert auf— 
zubewahrenden Zahlungsmitteln für jede angefangenen eintauſend Gulden des Werts, 
a) wenn auf Grund der 88 1814, 1818 (S8 1667, 1686, 1915) des Bürgerlichen Ge— 


ſetzbuchs hinterlegt it, - ee. 25 Pfennig, 

b) wenn aus einem anderen Grund hinterlegt iſt n.. . F. 120. . 50 Pfennig, 
handelt es ſich jedoch um ausländiſche Wertpapieren. 75 Pfennig; 

3. bei einer Hinterlegung von ſonſtigen Urkunden für jede Urkunde 20 Pfennig. 


(3) Sind Wertpapiere verſchiedener Art hinterlegt, ſo wird die Gebühr für jede Art beſonders be— 
rechnet. 
Ss 25 
(1) Für das Verfahren über Beſchwerden wird erhoben: 
1. in den Fällen der Zurückweiſung 
eine Gebühr von 2 bis 200 Gulden, 
2. in den Fällen der Zurücknahme 
eine Gebühr von 50 Pfennig bis 50 Gulden. 
(2) Von der Erhebung der Gebühr kann aus Billigkeitsgründen abgeſehen werden. 
(3) Die Gebühr wird von der Stelle, die über die Beſchwerde zu entſcheiden hat, feſtgeſetzt; von 
ihr werden auch etwa entſtandene Auslagen angeſetzt. 


S 26 
Für die Koſten in Hinterlegungsſachen gelten die Vorſchriften der §§ 2 bis 6, SS 9 bis 12, § 13 
Abi. 1, §s 14 bis 17, $ 18 Abſ. 2, $ 24, $ 25 Ubi. 1 und 2, SS 28, 138, $ 139 Abſ. 1 Nrn. 1, 
2, 4 und 6 und des $ 140 der Koſtenordnung vom 6. März 1937 (G. Bl. 1937, S. 217) ſinngemäß 
mit folgenden Abweichungen: 5 

1. Zur Zahlung der Koſten iſt auch der Empfangsberechtigte, an den oder für deſſen Rechnung 
die Herausgabe verfügt iſt, ſowie derjenige verpflichtet, in deſſen Intereſſe eine Behörde um 
die Hinterlegung erſucht hat. 

2. Die Koſten können der Maſſe entnommen werden, ſoweit es ſich um Geld handelt, das in 
das Eigentum des Staates übergegangen iſt. l 

3. Die Herausgabe hinterlegter Sachen kann von der Zahlung der Koſten abhängig gemacht 
werden. 

4. Die Vorſchriften in Nr. 1 bis Nr. 3 find auf Koſten, die für das Verfahren über Be⸗ 
ſchwerden erhoben werden, nur anzuwenden, ſoweit derjenige, dem die Koſten dieſes Ver⸗ 
fahrens auferlegt ſind, empfangsberechtigt iſt. 

5. Koſten ſind nicht zu erheben oder, falls ſie erhoben ſind, zu erſtatten, wenn auf Grund 
des § 117 der Strafprozeßordnung hinterlegt iſt, um einen Beſchuldigten mit der Unter- 
ſuchungshaft zu verſchonen, und der Beſchuldigte rechtskräftig außer Verfolgung geſetzt 
oder freigeſprochen oder das Verfahren gegen ihn eingeſtellt wird; iſt der Verfall der 
Sicherheit rechtskräftig ausgeſprochen, ſo werden bereits erhobene Koſten nicht erſtattet. 

6. Die Gebühr des $ 24 und Schreibgebühren bleiben außer Anſatz, wenn auf Grund der 
88 1814, 1818 ($$ 1667, 1686, 1915) des Bürgerlichen Geſetzbuchs hinterlegt iſt und es 
ſich um eine minderjährige, geiſteskranke, geiſtesſchwache oder gebrechliche Perſon handelt, 
deren reines Vermögen achttauſend Gulden nicht überſteigt. 

7. Die Gebühr des $ 24 wird bei Urkunden ſpäteſtens am Schluſſe des vierten Rechnungs— 
jahrs nach der Hinterlegung und weiter am Ende jedes vierten Rechnungsjahrs fällig; das 
gleiche gilt bei der Hinterlegung in den beſonderen Fällen der 88 28, 29. 

8. Die Verjährung des Anſpruchs auf Zahlung der Koſten hindert den Staat nicht, nach 
Nr. 2 und Nr. 3 zu verfahren. 

9. Als Wert des Gegenſtands gilt für Wertpapiere mit Nennbetrag dieſer; ſteht der Nenn⸗ 
betrag zu dem Kurs- oder ſonſtigen Verkaufswert in einem auffälligen Mißverhältnis, ſo 
kann die Hinterlegungsſtelle den Wert nach freiem Ermeſſen feſtſetzen; bei Ablöſungsan⸗ 
leihen mit Ausloſungsſcheinen und bei Ausloſungsſcheinen allein gilt als Wert der Rück⸗ 
zahlungsbetrag (ohne Zinſen); bei Koſtbarkeiten, die auf Grund des § 9 Abſ. 2 abge⸗ 
ſchätzt ſind, gilt der dabei ermittelte Betrag als Wert des Gegenſtands. 
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10. über Erinnerungen gegen den Anſatz von Koſten bei der Hinterlegungsſtelle entſcheidet die 
Hinterlegungsſtelle gebührenfrei. Gegen die Entſcheidung der Hinterlegungsſtelle iſt nur die 
Beſchwerde an den Gerichtspräſidenten zuläſſig; die Koſten beſtimmen ſich in dieſem Fall 
nach § 25. 

11. An baren Auslagen werden außer den im $ 138, § 139 Abſ. 1 Nrn. 1, 2, 4 und 6 und 
$ 140 der Koſtenordnung bezeichneten Beträgen erhoben: 

a) die Beträge, die bei der Umwechſlung von Zahlungsmitteln nach 8 7 Abſ. 2 oder bei 
der Beſorgung von Geſchäften nach 8 10 an Banken oder andere Stellen zu zahlen 
ſind; 

b) die mit einer Auszahlung hinterlegter Gelder oder mit einer Herausgabe anderer 
Sachen verbundenen Poſtgebühren; 

c) Schreibgebühren für Abſchriften, die anzufertigen ſind, weil ein Antrag auf An⸗ 
nahme nicht in der erforderlichen Zahl von Stücken vorgelegt iſt; 

d) die Schreib- und Poſtgebühren für die Anzeige nach $ 11 Satz 2. 


Siebenter Abſchnitt 
Hinterlegung in beſonderen Fällen 
§ 27 
(1) Für die Hinterlegung von Wertpapieren in den Fällen der 88 1082, 1392, 1525, 1550, 
1667, 1686, 1814, 1818, 1915, 2116 des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt neben den Amtsgerichten auch 
die Bank von Danzig Hinterlegungsſtelle. Der Senat kann noch andere Kreditinſtitute als Hinter— 
legungsſtellen beſtimmen. 
(2) Auf die Hinterlegung bei der Bank von Danzig oder einem anderen Kreditinſtitut iſt dieſe 
Verordnung nicht anzuwenden. 
8 28 
In Fällen, in denen Gegenſtände, die zu dem Vermögen einer Stiftung gehören, auf Grund ſtif⸗ 
tungsrechtlicher Vorſchriften oder Anordnungen hinterlegt ſind, iſt zur Herausgabe die Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde der Stiftung erforderlich; zur Herausgabe von Erträgen bedarf es dieſer Geneh— 
migung nicht. Die Aufſichtsbehörde der Stiftung kann etwas anderes beſtimmen. 


§ 29 fehlt 


8 30 
(1) In den Fällen des § 28 iſt neben den Amtsgerichten die Bank von Danzig Hinterlegungs— 
ſtelle. 
(2) Bei der Bank von Danzig kann auch dann hinterlegt werden, wenn nach den bisherigen ſtif— 
tungsrechtlichen Vorſchriften oder Anordnungen bei Gericht zu hinterlegen iſt. 
(3) Auf die Hinterlegung bei der Bank von Danzig iſt dieſe Verordnung mit Ausnahme des 
§ 28 nicht anzuwenden. 
Achter Abſchnitt 
Übergangsbeſtimmungen 
8 31 
Der Senat kann in beſonderen Fällen eine von der Vorſchrift des 8 1 Abi. 3 abweichende Re— 
gelung treffen. 
N 8 32 
Für Hinterlegungsſachen, die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängig ſind, gilt, ſoweit nicht 
in § 33 etwas anderes beſtimmt iſt, folgendes: 

1. Sind nach den bisherigen Vorſchriften andere Stellen als die Amtsgerichte Hinterlegungs⸗ 
ſtellen, ſo gehen mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung die Geſchäfte der Hinterlegungs⸗ 
ſtelle auf das Amtsgericht über, in deſſen Bezirk die bisherige Stelle ihren Sitz hat. Die 
im Zeitpunkt des Übergangs der Geſchäfte ſchwebenden Anträge und Beſchwerden ſind von 
den bisher zuſtändigen Stellen nach den bisherigen Vorſchriften zu erledigen. 

2. Die Verwaltung von Wertpapieren (§ 10) beſtimmt ſich bis zum Ablauf des 31. März 1940 
nach den bisherigen Vorſchriften. 8 f 


43 
3. Ein bereits eingeleitetes Aufgebotsverfahren zur Ausſchließung Beteiligter iſt nach den bis⸗ 
herigen Vorſchriften durchzuführen. 
4. Wird ein Antrag auf Herausgabe bis zum Ablauf des 31. März 1940 geſtellt, ſo gelten 
an Stelle des § 24 die bishrigen Vorſchriften. 


8 33 


Für Hinterlegungsſachen in den Fällen des $ 28 die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängig 
ſind, gilt folgendes: 
. 1. Befinden ſich Hinterlegungsmaſſen bei der Bank von Danzig, jo gehen die Geſchäfte der 
Hinterlegungsſtelle auf die Bank von Danzig über. 

2. Befinden ſich Hinterlegungsmaſſen bei anderen Stellen als einer Kaſſe der Juſtizverwal⸗ 
tung, oder der Bank von Danzig, ſo verbleibt es bei den bisherigen Vorſchriften, ſolange 
nicht der Senat etwas anderes beſtimmt. 

3. Im übrigen behält es bei § 32 ſein Bewenden. 


Neunter Abſchnitt 
Schlußbeſtimmungen 
8 34 
(1) Dieſe Verordnung tritt am 1. April 1939 in Kraft. 
(2) Mit dem Inkrafttreten dieſer Verordnung treten die Artikel 144 bis 146 des Einführungs⸗ 
geſetzes zum Bürgerlichen Geſetzbuch und die auf ihnen beruhenden Hinterlegungsvorſchriften außer 
Kraft, ſoweit nicht in den 88 32, 34 etwas anderes beſtimmt iſt. 


8 35 
Der Senat kann Vorſchriften zur Durchführung und Ergänzung dieſer Verordnung erlaſſen. 


Danzig, den 2. Februar 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 3280 Greiſer Dr. Wiers⸗Keiſer 


30 Verordnung 
zur Durchführung der Hinterlegungsordnung. 
Vom 2. Februar 1939. 
Auf Grund des § 8 Nr. 2 und des 8 35 der Hinterlegungsordnung vom 2. Februar 1939 (G. Bl. 
S. 37) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 
8 1 
Der Satz, zu dem hinterlegtes Geld zu verzinſen iſt, beträgt vom 1. April 1939 ab 1 vom Hundert 
jährlich. 
8 2 
Die Verwaltung von Wertpapieren gemäß 8 10 der Hinterlegungsordnung beginnt erſt, wenn die 


Hinterlegung drei Monate gedauert hat. Die Hinterlegungsſtelle kann auf Antrag eines Beteiligten 
etwas anderes beſtimmen. 


83 
Diefe Verordnung tritt am 1. April 1939 in Kraft. 


Danzig, den 2. Februar 1939. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
J. 3250 Greiſer Dr. Wiers-Keiſer 
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